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Bewertung des Koalitionsvertrags zwischen CDU, 
CSU und FDP

Bereiche Gesundheit, Rente, Arbeitsmarkt, Arbeitsschutz, 
Unfallversicherung
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Allgemeine Finanzierungsfragen 

Die „schwarz-gelbe“ Koalition will die krisenbedingten 
Einnahmeausfälle für die Arbeitslosen- und Krankenversicherung 
aus Steuermitteln auffangen.

Das Darlehen für die Bundesagentur für Arbeit soll in einen 
Zuschuß umgewandelt werden.

Die Koalition prüft 2010, ob dies möglich ist.
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Gesundheit
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Leitlinien „schwarz-gelber“
Gesundheits- und Pflegepolitik

Wettbewerb zwischen den Krankenversicherungen (!) 
als „ordnendes Prinzip“ und Förderung von 
Wettbewerb um Leistungen, Preise und Versorgung

„Gesundheitsmarkt“ als wichtigster Wachstums- und 
Beschäftigungssektor in Deutschland

Entkoppelung der Beiträge von den Arbeitskosten, 
weniger solidarische Umverteilung, mehr 
Kapitaldeckung

Erweiterung der  Wahlmöglichkeiten für Versicherte 
beim Versicherungsschutz, mehr Verantwortung und 
Eigeninitiative

Reduzierung des Morbi-RSA

Allgemeines Wettbewerbsrecht als Ordnungsrahmen
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Im Koalitionsvertrag enthaltene 
Maßnahmen 

Einschränkung des Risikostrukturausgleichs

Mehr Beitragsautonomie der Kassen

Erleichterung des Wechsels zur PKV für Besserverdiener

Einfrieren des Arbeitgeberbeitrages

Arbeitnehmerkopfpauschale

Teilkapitaldeckung in der Pflege (arbeitnehmerInnenfinanziert)
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Zwischenfazit

Radikalisierung des Wettbewerbs zwischen den Kassen und 
Forcierung des Kampfes um „gute Risiken“

Radikalisierung der Umverteilung zu Lasten der Versicherten

Weitgehender Systemwechsel in Richtung Entsolidarisierung und 
Privatisierung
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Rente
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Leitlinien „schwarz-gelber“
Rentenpolitik

Weiterer Ausbau der privaten, kapitalgedeckten Altersversorgung

private und betriebliche Altersversorgung soll sich auch für 
Geringverdiener lohnen

Absichtserklärung, ein einheitliches Rentenrecht in Ost und West zu 
schaffen

Keine Aussagen
• zum sinkenden Rentenniveau und den Versorgungsproblemen im Alter
• zur Rente mit 67 und zur aktuellen Arbeitsmarktsituation
• zum Problem älterer, leistungsgeminderter Versicherter
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Zwischenfazit:

Der Koalitionsvertrag bleibt bei den bisherigen (falschen) 
Weichstellungen in der Rentenpolitik und blendet die versorgungs-, 
ordnungs- und finanzpolitischen Probleme weitgehend aus

Es fehlen Lösungen für die Probleme „Altersarmut“, „Rentenzugang“
und Rentenniveau

Es werden keine Maßnahmen für die Umsetzung der proklamierten 
Ziele vorgestellt
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Arbeitsmarkt
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Leitlinien von „Schwarz-gelb“ in 
der Arbeitsmarktpolitik

„Fördern und Fordern“ bleibt

Stabilisierung der Beitragssätze

Gegen generellen Mindestlohn und für die Beseitigung von 
Frühverrentungsanreizen
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12FB Sozialpolitik

Im Koalitionsvertrag enthaltene 
Maßnahmen

Verbot sittenwidriger Löhne 

Erleichterung sachgrundloser Befristung

Bürgerarbeit für Alg – I - Bezieher

Prüfung der Anhebung der Minijob-Grenzen

Keine Fortführung der Förderung von Altersteilzeit 

Zuwanderung erleichtern und Arbeitsmöglichkeiten für Migranten

Hinzuverdienst für Alg-II – Bezieher geringer anrechnen,  Schonvermögen für 
die Alterssicherung anheben, Kosten der Unterkunft pauschalieren

Optionskommunen stärken
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Zwischenfazit:

Die Arbeitsmarktpolitik von „schwarz-gelb“

wird dem drohenden Anstieg der Arbeitslosigkeit nicht gerecht,

ist nicht ausreichend finanziert,

führt zu verstärktem Lohndumping und weiterer 
Arbeitgeberentlastung.

Axel Gerntke, Ressort Allgemeine Sozialpolitik
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Unfallversicherung und Arbeitsschutz
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Leitlinien

Zielgenaues Leistungsrecht 

Entbürokratisierung

Abbau von Hemmnissen
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Maßnahmen

angebliche Ausbildungshemmnisse im Gastgewerbe 
werden durch ein „flexibleres“ Jugendarbeits-
schutzgesetz abgebaut (Beschäftigung von unter 18-
Jährigen bis 22 Uhr). 

Sonstige konkrete Maßnahmen sind nicht enthalten. 
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Zwischenfazit:

Nachdem die Verschlechterung des Leistungsrechts 
am gewerkschaftlichen Widerstand scheiterte, wird ein 
grundlegender Umbau erneut ins Visier genommen.

„Entbürokratisierung“ des UV-Rechts könnte bedeuten, 
BG-Regeln und Rentenausschüsse auch noch 
abzuschaffen.

Es soll der Beschäftigungsrahmen für Unter-18-Jährige 
in den Nachtbereich ausgeweitet werden. Aufgrund der 
Lobby-Verbindungen zur FDP ist dieses Ziel nun 
aufgenommen und könnte sich als Einstieg in eine 
neue Deregulierungsrunde erweisen.
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Fazit:

Die Qualität der Maßnahmen variiert in den 
unterschiedlichen Zweigen der Sozialversicherungen 
und des sonstigen Arbeitsschutzrechts erheblich.

Einzelne Maßnahmen, wie die Steuerfinanzierung 
krisenbedingter Sonderlasten, sind grundsätzlich 
sinnvoll, wenn die zu erhebenden Steuern 
verteilungsgerecht erhoben werden (auch wenn die 
Begründung „niedrige Lohnnebenkosten“ nicht 
zutrifft). 

Während in vielen Bereichen nur allgemeine Ziele 
definiert werden und die bisherige – höchst 
problematische Politik - fortgeschrieben wird, ist 
insbesondere in der Gesundheitspolitik und in der 
Pflegeversicherung der Einstieg in den endgültigen 
Systemwechsel zu konstatieren.


